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Flurbereinigung Dolle BAB A14 
Vorläufige Anordnung Nr. 16 

§ 88 Nr. 3 in Verbindung mit § 36 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16.03.1976 (BGBl. I Seite 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 

(BGBl. I Seite 2794) 
 
I. Anordnung 
1. Den Eigentümern und Nutzungsberechtigten der Grundstücke, die von dem Neubau der 

Bundesautobahn (BAB) 14 Magdeburg-Wittenberge-Schwerin, Verkehrseinheit (VKE) 1.3 von 
der B189 nördlich Colbitz bis Dolle / L29 einschließlich Streckenabschnitt 1.2 N gemäß 
Planfeststellungsbeschluss vom 20.12.2012, 1. Änderungsbeschluss vom 21.01.2016 und 2. 
Änderungsbeschluss vom 12.05.2016 betroffen sind, wird zum Zweck der Herstellung dieser 
Anlagen ab dem 01.10.2026 Besitz und Nutzung an den betroffenen Flächen entzogen und die 
Bundesrepublik Deutschland (Bundesstraßenverwaltung), vertreten durch das 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr, letztlich vertreten durch Die Autobahn GmbH des 
Bundes, Niederlassung Ost zum gleichen Zeitpunkt in den Besitz dieser Flächen eingewiesen.  

2. Folgende Flurstücke sind von dieser vorläufigen Anordnung betroffen: 

Gemarkung Flur  Flurstück 

Ausgleichsmaßnahme A4 

Cröchern 2 317/20, 23, 24, 390/25, 391/25, 26/1, 26/2, 26/3, 27, 28, 29, 30, 31, 32 

 
Die für die Herstellung der Ausgleichsmaßnahme benötigten Flächen, sind in der Karte, die ein 
wesentlicher Bestandteil dieser Anordnung sind, farblich dargestellt. 

 
II. Entschädigung 
1. Soweit Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Ost über Flächen aus dem Verzicht 

auf Landabfindung nach § 52 FlurbG verfügt, werden auf Antrag Ersatzflächen zur Verfügung 
gestellt. 

2. Den Betroffenen wird eine Entschädigung für die durch die Vorläufige Anordnung entstehenden 
Nachteile gezahlt. Diese Entschädigung wird für den Zeitraum der Inanspruchnahme, 
spätestens bis zur vorläufigen Besitzeinweisung nach § 65 FlurbG bzw. bis zu dem Jahr des 
Besitzüberganges entsprechend den Ergebnissen des Flurbereinigungsplanes gezahlt. 

3. Für Feldfrüchte, deren Ernte bis zum Tag der Inanspruchnahme nicht möglich ist, kann auf 
Antrag eine besondere Entschädigung festgesetzt werden. 
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III. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Die sofortige Vollziehung dieses Verwaltungsaktes nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328), wird angeordnet 
mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine aufschiebende Wirkung haben. 
 
IV. Hinweise 
• Die Grenzen der beanspruchten Flächen werden, soweit erforderlich, örtlich mit Holzpflöcken 

kenntlich gemacht. 

• Die Erreichbarkeit der übrigen von den Baumaßnahmen nicht betroffenen Flächen ist vom 
Maßnahmenträger zu gewährleisten. 

• Die von der vorläufigen Anordnung betroffenen Bewirtschafter werden darauf hingewiesen, 
dass sie für beantragte Prämien im Rahmen der Agrarförderung in dem jeweiligen 
Wirtschaftsjahr ihre Fördernachweise um die jeweiligen Flurstücke entsprechend korrigieren 
und unverzüglich der zuständigen Bewilligungsbehörde mitteilen (siehe § 3 Abs. 1 Gesetz 
gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz – SubvG) 
vom 29.07.1976 (BGBI. I S. 2034, 2037). 

• Die Karte sowie ein Abdruck dieser Anordnung liegen zwei Wochen lang nach 
Bekanntmachung bei 
o der Verbandsgemeinde Elbe-Heide, Magdeburger Str. 40, 39326 Rogätz 
o Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte, Bismarckstraße 5, 39517 Tangerhütte 
o Hansestadt Gardelegen, Rudolf-Breitscheid-Straße 3, 39638 Hansestadt Gardelegen 
o Gemeinde Niedere Börde, Große Straße 9/10, 39326 Niedere Börde OT Groß 

Ammensleben 
o Stadt Wolmirstedt, August-Bebel-Straße 25, 39326 Wolmirstedt 
sowie beim  
o Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten (ALFF) Mitte, Außenstelle Wanzleben, 

Ritterstraße 17-19, 39164 Stadt Wanzleben – Börde, Raum A 2.11 (Herr Megel, Tel.: 
039209203-479) 

während der jeweiligen Dienstzeit zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 

• Die vorläufige Anordnung und die zugehörige Karte können ebenfalls im Internet unter 
https://alff.sachsen-anhalt.de/alff-mitte/flurneuordnung/landkreis-boerde/flurb-bk7004 
eingesehen werden. 

 

Begründung 
1. Sachverhalt: 
Das Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) hat mit Beschluss vom 06.06.2012 das Flur-
bereinigungsverfahren „Flurbereinigung Dolle BAB A14“ Verfahrensnummer: 27BK7004 Landkreis 
Börde angeordnet. Die Anordnung ist unanfechtbar. 
Der Plan für den Neubau der VKE 1.3 von der B 189 nördlich Colbitz bis Dolle/L29 einschließlich 
Streckenabschnitt 1.2N vom Bau-km 217+200 bis Bau-km 228+039.190 wurde vom 
Landesverwaltungsamt mit Beschluss AZ: 308.3.2-31027 – ÄF 17.09 vom 20.12.2012 und dem 
Änderungsbeschluss AZ: 308.3.2-31027 – ÄF 4.15 vom 21.01.2016 festgestellt. Der 
Planfeststellungsbeschluss ist bestandskräftig. Diese Bestandskraft ermöglicht jedoch noch nicht 
das Recht zum Bau der VKE 1.3/1.2N, weil dem die Verfügung Nr. A III (Aufschiebende Bedingung) 
des Planfeststellungsbeschlusses vom 20.12.2012 in der durch den Änderungsbeschluss vom 
21.01.2016 ergänzten Fassung entgegensteht. Der 2. Planänderungsbeschluss vom 12.05.2016 
AZ: 308.3.2-31027 – ÄF 6.16 hebt die aufschiebende Bedingung der Verklammerung mit der VKE 

https://alff.sachsen-anhalt.de/alff-mitte/flurneuordnung/landkreis-boerde/flurb-bk7004
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1.4 für den Streckenabschnitt zwischen den Anschlussstellen Colbitz und Burgstall auf. Dieser ist 
seit dem 21.07.2016 bestandskräftig. 
Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Ost hat mit Schreiben vom 12.03.2026 beim Amt 
für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, Außenstelle Wanzleben den Erlass einer 
vorläufigen Anordnung nach § 88 Nr. 3 FlurbG i. V. m. § 36 FlurbG beantragt und die Pläne sowie 
Bestandskarten und -verzeichnisse vorgelegt. 
Der Zustand der benötigten Flächen einschließlich deren Bestandteile ist festgestellt worden, 
soweit dies für die Wertermittlung und die Bemessung der Entschädigung von Bedeutung ist. 

 
2. Gründe 
2.1 Formelle Gründe 
Der Verwaltungsakt wird vom Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten (ALFF) Mitte, 
Außenstelle Wanzleben als zuständige Flurbereinigungsbehörde erlassen. 
Die sachgerechte Verwendung der für das Haushaltsjahr bereitgestellten öffentlichen Mitteln setzt 
eine planmäßige und fristgerechte Herstellung der Maßnahme voraus. Damit ist die Dringlichkeit 
der Maßnahme gegeben. 
Die Anordnung hält sich auch im Rahmen dessen, was zulässigerweise in einer vorläufigen 
Anordnung bestimmt werden kann. Die Regelung wird abschließend im Flurbereinigungsplan 
festgesetzt. 
Die Anhörung des Vorstandes ist erfolgt. 
Die formellen Gründe für den Erlass dieser Anordnung liegen vor. 

 
2.2 Materielle Gründe 
Die Nordverlängerung der BAB 14 von der Anschlussstelle Dahlenwarsleben bis zur Landesgrenze 
Sachsen-Anhalt/Brandenburg ist mit dem sechsten Gesetz zur Änderung des 
Fernstraßenausbaugesetzes im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen in die 
Dringlichkeitskategorie „Vordringlicher Bedarf“ eingestuft. 
Durch den Neubau der Bundesautobahn 14, VKE 1.3 kommt es zu einem dauerhaften Verlust von 
Vegetationsstrukturen und von Lebensräumen unterschiedlicher ökologischer Bedeutung und 
Wertigkeit für den Naturhaushalt. Des Weiteren werden wichtige Funktionen im Boden- und 
Wasserhaushalt beeinträchtigt bzw. gehen verloren. Grundlage für die Realisierung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind die Naturschutzgesetze. Diese fordern den durch die 
geplante Baumaßnahme verursachten Eingriff in Natur und Landschaft durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen. Die Autobahn GmbH des Bundes 
beabsichtigt, mit der Ausführung der Ausgleichsmaßnahme A4 entlang des vorhandenen 
Wirtschaftsweges die geplanten Gehölzstrukturen in der Agrarlandschaft zwischen Dolle und 
Cröchern neu anzulegen beziehungsweise den Bestand zu ergänzen. 
Die für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahme notwendigen öffentlichen Mittel im 
Bundeshaushalt stehen zur Verfügung. Die sach- und termingerechte Verwendung der öffentlichen 
Mittel erfordert einen planmäßigen und fristgerechten Beginn der vorgenannten Maßnahme. Damit 
ist die Dringlichkeit der Maßnahmen gegeben. 
Ebenso ist die Einhaltung des Bauzeitenplans aus wirtschaftlichen und technischen Gründen 
unbedingt erforderlich und setzt daher die Verfügbarkeit der genannten Flächen ab dem 
01.10.2026 vor Ausführung des Flurbereinigungsplans voraus. 
Dem stehen die Interessen der bisherigen Besitzer bzw. Nutzer nicht entgegen, da die Beteiligten 
für die durch diese vorläufige Anordnung entstehenden Nachteile entschädigt werden. 
Ebenfalls stehen die Interessen der Eigentümer dem nicht entgegen, da durch diese vorläufige 
Anordnung die Wirksamkeit von bestehenden Pachtverträgen unberührt bleibt und die Eigentümer 
weiterhin Anspruch auf Pachtzinszahlung haben. 
Die Voraussetzungen gemäß § 88 Nr. 3 in Verbindung mit § 36 FlurbG zum Erlass dieser 
Anordnung sind daher gegeben. 
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Die sofortige Vollziehung dieser Anordnung wird im öffentlichen Interesse angeordnet, weil der 
Neubau der BAB 14 VKE 1.3 in Anbetracht der jetzigen hohen Verkehrsbelastung in den Ortslagen 
durch den überregionalen Fernverkehr vordringlich durchgeführt werden muss und weil das 
Flurbereinigungsverfahren parallel zum Bau der Autobahn aus Gründen der Effizienz keinen 
weiteren Aufschub erdulden darf. 
Der Abschnitt – VKE 1.3 von der B 189 nördlich Colbitz bis Dolle/L29 einschließlich 
Streckenabschnitt 1.2N stellt eine eigenständige, verkehrswirksame östliche Umfahrung der 
Ortslage Dolle dar und führt nach seiner Fertigstellung zu einer nachhaltigen Entlastung der 
Ortsdurchfahrt Dolle vom überregionalen Durchgangsverkehr der B 189. Mit der Entlastung des 
nachgeordneten Straßennetzes wird zudem die Belastung der Anlieger an der bestehenden 
Ortsdurchfahrt B 189 durch Lärmbelästigung, Erschütterungen und Schadstoffimmissionen 
deutlich verringert. 
Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses liegt auch im Interesse der Beteiligten, weil ihnen 
daran gelegen ist, dass eine innerörtliche Verkehrsberuhigung durch den Bau der BAB A14 VKE 
1.3 schnellstmöglich herbeigeführt wird.  
Die sofortige Vollziehung liegt ferner im Interesse der Grundstückseigentümer, deren Grund und 
Boden oder Landbewirtschaftung durch den Bau der Autobahn einschließlich der Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen betroffen ist und die berechtigt erwarten können, dass die im Zusammenhang 
mit der Durchführung der Maßnahme entstehenden vorübergehenden Wirtschaftserschwernisse 
baldmöglichst beseitigt werden und die durch Neueinteilung des Flurbereinigungsgebietes bzw. 
durch die Flurbereinigungsmaßnahmen zu erwartenden betriebs- und arbeitswirtschaftlichen 
Vorteile ohne vermeidbare Verzögerung einsetzen. 
Die Voraussetzungen für die Anordnung der sofortigen Vollziehung dieser vorläufigen Anordnung 
sind nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegeben. 
Die materiellen Gründe für den Erlass dieser Anordnung liegen vor. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Anordnung kann innerhalb eines Monats ab dem ersten Tag der Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, Außenstelle Wanzleben 
Ritterstraße 17-19, 39164 Stadt Wanzleben-Börde  

oder beim  

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, 
Große Ringstraße 52, 38820 Halberstadt 

einzulegen. 
Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruches ist die Widerspruchsfrist nur gewahrt, wenn der 
Widerspruch noch vor dem Ablauf der Frist bei einer der oben genannten Dienstorte des ALFF 
Mitte eingegangen ist. 

 
Im Auftrag 

 

 
gez. Torsten Megel                     (DS) 
 
Datenschutzrechtliche Hinweise 
Aufgrund des gesetzlichen Auftrages nach dem Flurbereinigungsgesetz werden im vorliegenden 
Flurbereinigungsverfahren personenbezogene Daten nach Maßgabe der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) verarbeitet. Die datenschutzrechtlichen Hinweise können im Internet unter: 
www.lsaurl.de/alffmittedsgvo eingesehen werden oder sind beim ALFF Mitte erhältlich. 


